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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 5 R 62/12 B 
 
L 6 KN 102/11 (Sächsisches LSG) 
S 22 R 1281/08 (SG Dresden) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. April 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 13. Dezember 2011 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 13.12.2011 hat das Sächsische LSG einen Anspruch der Klägerin auf eine 

Erhöhung der ihr gewährten, umgewerteten Rente wegen Erwerbsunfähigkeit vom 1.10.1990 

bis 31.7.2003 unter Zugrundelegung eines vom Zusatzversorgungsträger erteilten 

Feststellungsbescheides von Juni 2004 über ihre Zeiten der Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich sinngemäß auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

 

Die Klägerin hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob allein die Bestandskraft des Feststellungsbescheides des Zusatzversorgungsträgers 
erst einen Anspruch auf Aufhebung und Neuberechnung der Rente der Klägerin für die 
Zukunft ergibt, egal, wann sich die tatsächlichen Verhältnisse, hier der Rentenbeginn 
vom 01.10.1990, geändert haben oder unabhängig davon, wie lange die Beklagte zur 
Neuberechnung, hier ca. 5 Jahre, benötigt." 

 

Der Senat lässt dahinstehen, ob die Klägerin mit dieser Formulierung eine abstrakte Rechts-

frage aufgezeigt hat. 

 

Sie hat es jedenfalls versäumt, deren Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit darzutun. 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17; s hierzu auch Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, 

§ 160a RdNr 41 mwN). Im Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswer-

tung der Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, 

dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die schon 

vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht 

beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

Kap IX RdNr 183 mwN). 

 

Die Klägerin weist in der Beschwerdebegründung selbst auf die Entscheidung des BSG vom 

31.3.2004 (B 4 RA 39/03 R - SozR 4-8570 § 8 Nr 2) hin, nach der die Feststellungen des Ver-

sorgungsträgers vom Rentenversicherungsträger aufgrund der spezialgesetzlichen Anordnung 

des § 8 Abs 5 S 2 AAÜG bei Anwendung von § 259b Abs 1 SGB VI seiner 

rentenversicherungsrechtlichen Beurteilung ab Eintritt der Bindungswirkung dieser 

Feststellungen zugrunde zu legen sind, bis sie vom Versorgungsträger aufgehoben werden 

oder sich auf andere Weise erledigen. Damit ist die von der Klägerin aufgeworfene Frage 

bereits entschieden und nach den aufgezeigten Maßstäben nicht mehr klärungsbedürftig. Dass 

trotz der vorhandenen höchstrichterlichen Rechtsprechung noch oder wieder 

Klärungsbedürftigkeit bestehe, hat die Klägerin nicht ausreichend vorgetragen. Um darzulegen, 

dass einer bereits entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl noch grundsätzliche Bedeutung 

zukomme, hat ein Beschwerdeführer aufzuzeigen, in welchem Umfang, von welcher Seite und 

mit welcher Begründung der Rechtsprechung widersprochen bzw die Beantwortung der 

Rechtsfrage umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51), oder dass neue erhebliche 
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Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige Erörterung 

hinausgehenden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage führen 

könnten und die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich aus-

schlössen (vgl BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 mwN; wie auch Leitherer in Meyer-Lade-

wig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 8b). Diesen Anforderungen wird die Be-

schwerdebegründung nicht gerecht, die lediglich darauf hinweist, dass die zitierte BSG-Ent-

scheidung die Aufhebung für die Vergangenheit nicht angemessen betrachte. 

 

Ebenso wenig ist die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblichkeit der aufgeworfenen Fra-

ge dargetan. 

 

Entscheidungserheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und die Entscheidung 

unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte 

ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass 

der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen Klä-

rung womöglich am Fehlen einer weiteren Anspruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es 

an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit der Klärungsfähigkeit der 

aufgeworfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Ein 

Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht 

einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Beschlusses und dabei 

insbesondere den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten 

Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die 

Beschwerdebegründung keine schlüssigen Ausführungen. 

 

Ob eine Frage im angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig ist, kann generell nur auf der 

Grundlage bereits getroffener Feststellungen beantwortet werden. Dagegen kann die Revision 

wegen grundsätzlicher Bedeutung nicht zugelassen werden, wenn das Berufungsgericht eine 

Tatsache, die für die Entscheidung der mit der Nichtzulassungsbeschwerde angesprochenen 

Frage erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und damit nur die Möglichkeit besteht, 

dass sie nach Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht und weiterer 

Sachverhaltsaufklärung entscheidungserheblich werden kann (BSG vom 10.11.2008 - B 12 R 

14/08 B - Juris mwN). Welchen Sachverhalt das LSG festgestellt hat, ist der 

Beschwerdebegründung indes nicht zu entnehmen. Zwar enthält diese auf Seite 1 bis 2 kurze 

Angaben zum Sachverhalt. Ob es sich hierbei um Feststellungen des Berufungsgerichts oder 

Darstellungen der Klägerin handelt, bleibt jedoch offen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da diese nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 

SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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